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Strafbescheid

gemäss Art. 64 VStrR des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstraf-
recht (VStrR; SR 313.0) im Verwaltungsstrafverfahren

gegen

wegen

Verstosses gegen Art. 11a der Verordnung des Bundesrates vom 4. März 2022
über Massnahmen im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine (SR 946.231.176.72;
nachfolgend: „Ukraine-Verordnung-)
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1. Sachverhalt

1. Das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherhett BAZG hat das SECO am 28. Oktober 2022
informiert, dass die Zollstelle St. Gallen / Liechtenstein (St. Margrethen) am 27. Oktober

zum Export vorgesehene Sendung (Zollanmeldung2022 eine von

lit Tarifnummer[E1a
Mass Rechnung

Russland, vorläufig sichergestellt hat: Die Sendung enthielt a’M
3824.9919. Das

von EUR 19'612.80.

2. Mit Schreiben des SECO vom 27. November 2023 wurde die vorläufig sichergestellte
Ware für eine rechtmässige Verwendung an 1 freigegeben

3. Das SECO eröffnete mit Verfügung 5. Januar 2024 ein Verwaltungsstrafverfahren gegen
B/egen Verdachts auf Verstoss
gegen Art. 11a Ukraine-Verordnung und forderte sie auf, innen 30 Tagen, zum vorgewor-
fenen Verhalten Stellung zu nehmen sowie die geforderten Informationen und Dokumente
einzureichen

4. Mit Schreiben vom 7. Februar 2024 äusserte sich =fristgerecht zum vorgeworfe-
nen Verhalten (nachfolgend: Stellungnahme) und reichte verschiedene Beilagen ein. Auf
diese Stellungnahme wird in den nachstehenden Erwägungen (III.), so weit rechtserheky
lich, eingegangen werden.

5. Die Untersuchungen in diesem Verwaltungsstrafverfahren wurden am 19. Februar 2024
mit dem Schlussprotoko II abgeschlossen. Dieses wurden= am selben Tag er-
öffnet und sie erhielt die Gelegenheit, sich innen 10 Tagen dazu zu äussern, die Akten
einzusehen und eine Ergänzung der Untersuchung zu beantragen.

6. 1 verzIchtete darauf, lnnert FrIst eine Stellungnahme zum Schlussprotokoll
vom 19. Februar 2024 einzureichen und von ihren weiteren Verfahrensrechten gemäss
voranstehender Ziffer 5 Gebrauch zu machen.

11. Rechtsgrundlagen

7. Verstösse nach Art. 9 des Bundesgesetzes über die Durchsetzung von internationalen
Sanktionen (Ernbargogesetz, EmbG, SR 946.231) werden vom SECO verfolgt und t>eur-
teilt (Art. 32 Abs. 3 Ukraine-Verordnung). Das Bundesgesetz über das Verwaltungsstraf-
verfahren (VStrR, SR 313.0) ist anwendbar (Art. 14 Abs. 1 EmbG). Wird eine Wderhand-
lung beim Besorgen der Angelegenheiten einer juristischen Person begangen, so sind die
Strafbesümmungen auf diejenigen natürlichen Personen anwendbar, welche die Tat ver-
übt haben (Art. 6 Abs. 1 VStrR).

8. Der Verkauf, die Lieferung, die Ausfuhr, die Durchfuhr und der Transport von Gütern zur
Stärkung der Industrie gemäss Anhang 23 nach oder zur Verwendung in der Russischen
Föderation sind verboten (Art. 11a Abs. l Ukraine-Verordnung). Anhang 23 zur Ukraine-
Verordnung führt Waren mit der Zolltarifnummer 3824.99 auf. Wer gegen Art. 11 a Abs. 1
Ukraine-Verordnung verstösst, wird nach Artikel 9 EmbG bestraft (Art. 32 Abs. 1 der Ukra-
ine-Verordnung). Als Strafdrohung ist bei vorsätzlicher Tattngehung Freiheitsstrafe
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bis zu einem Jahr oder Geldstrafe vorgesehen (Art. 9 Abs. 1 EmbG) und bei fahrlässiger
Tatbegehung Busse bis zu ICX)’000 Franken (Art. 9 Abs. 3 EmbG).

9. Wird eine VMderhandlung beim Besorgen der AngelegenheIten einer juristischen Person
begangen, so sind grundsätzlich die Strafbestimmungen auf diejenigen natürlichen Perso-
nen anwendbar, welche die Tat verübt haben (Art. 6 Abs. 1 VStrR). Fällt eine Busse von
höchstens 5'000 Franken in BetraQht und würde die Ermittlung der nach Art. 6 VStrR
strafbaren Personen Untersuchungsmassnahmen bedingen, die im Hinblick auf die ver-
wirkte Strafe unverhältnisrrlässig wären, so kann von einer Verfolgung dIeser Personen
Umgang genommen und an ihrer Stelle die juristische Person zur Bezahlung der Busse
verurteilt werden (Art. 7 Abs. l VStrR). Bussen bis zu 5'000 Franken sind nach der
Schwere der Widertlandlung und des Verschuldens zu bemessen; andere Strafzumes-
sungsgründe müssen nicht berücksichtigt werden (Art. 8 VStrR).

10. Bestimmt es das Gesetz nicht ausdrücklich anders, so ist nur strafbar, wer ein Vertxe-
chen oder Vergehen vorsätzlich begeht (Art. 12 Abs. 1 StGB). Der fahrlässige Verstoss
gegen Art. 11a Abs. 1 Ukraine-Verordnung ist strafbar (Art. 9 Abs. 3 EmbG / Art. 2 Abs. 3
EmbG). Vorsätzlich begeht ein Verbrechen oder Vergehen, wer die Tat mit Wissen und
Willen ausführt. Vorsätzlich handelt bereits, wer die Verwirklichung der Tat für möglich
hält und in Kauf nimmt (Art. 12 Abs. 2 StGB). Fahdässig begeht ein Verbrechen oder Ver-
gehen, wer die Folge seines Verhaltens aus pflichtwidriger Unvorsichtigkeit nicht bedenkt
oder darauf nicht Rücksicht nimmt. Pflichtwidrig ist die Unvorsichtigkett, wenn der Täter
die Vorsicht nicht beachtet, zu der er nach den Umständen und nach sehen persönlichen
Verhältnissen verpflichtet ist (Art. 12 Abs. 3 StGB).

III. Erwägungen

Objektiver Tatbestand

versendete in Erfüllung eines Kaufvertrags mit
Moskau, Russland, am 20. Okt7)]

migIMm Warenwert von Euro 19’612.80 (Rechnung
Diese Ware trägt die Zolltarifnummer 3824.99, die arrmü31äH

2022 (Zeitpunkt der Sicherstellung der Ware) im anwendbaren Anhang 23 Ukraine-Ver-
ordnung gelistet ist. Der objektive Tatbestand von Art. 11a Abs. 1 Ukraine-Verordnung
(Anhang 23) wurde durch dieses Verhalten erfüllt.

Subjektiver Tatbestand

12 wird nicht vorgeworfen, dass Jemand innerhalb des Unternehmens Im vor-
liegenden Fall vorsätzlich gehandelt hätte. Zu prüfen ist, ob der Tatbestand von Art. 11 a
Abs. 1 Ukraine-Verordnung (Anhang 23) fahrlässig erfüllt wurde.

13. In der Stellungnahme unterstreicht dass sie sich
verbots in keiner Art und Weise bewuiv dass die Ware

eines Ausfuhr-
vom Sanktions-

regime gegen Russland betroffen sein könnte. Sowohl das Unternehmen als auch die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter seien sich keiner verwaltungsstrafrechtlichen Handlung in
diesem Zusammenhang bewusst. Weiter führte[]s, dass aus dem einge-
reichten Organigramm hervorgehe, dass im fraglichen Zeitraüm ein Personatwechsel voll-
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habe per Ende Sepzogen worden sei,
tember 2022 das uEmWwelche auch die Aus
fuhr der fraglichen Ware gefallen sei, sei die Stelle interimistisch geleitet worden. Auf-
grund dieser organisatorisch dynamischen Situation könne es sein, dass für eine be-
grenzte Zeit der Informationsfluss und die internen Prozesse nicht immer einwandfrei ab
gelaufen seien. Dies könne aber wedel ihren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern angelastet werden, zumal ;phasen naturgemäss in jedem
Unternehmen nie vollständig reibungslos erfolgen würden.

reranschaulichen. dass die verantwortli14. Die vorgenannten Ausführungen
chen Personen des UnternehmeMza=Mkauf bzw. Versand der Ware am 20. Okto-
ber 2022 nicht gewusst haben, dass die Zolltarifnummer 3824 im Anhang 23 gelistet ist
und dass der Verkauf und die Ausfuhr dieser Ware nach Russland verboten und strafbar
ist. Die Strafbarkeit begründend ist aber nicht das tatsächliche Wissen der betroffenen
Personen um die Strafbarkeit des Verkaufs- und Exportgeschäfts, sondern es reicht aus,
wenn das VVssen um die Strafbarkeit im Unternehmen bi gehöriger Sorgfalt hätte vor-
handen sein müssen. Dies ist vorliegend zu bejahen. Von einem global agierenden, in
mehreren Ländern vertretenen, Unternehmen, welches Waren in diverse Länder (auch
Russland) vertreibt, kann erwartet werden, dass die geltenden Russland-Sanktionen be-
kannt sind bzw. die verantwortlichem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hätten rechtzeitig
erkennen müssen, dass das verkaufte Produkt IIt Tarifnummer 3824.99
unter den Anhang 23 der Ukraine-Verordnung fällt - mit anderen Worten, die Unvorsichtig-
keit innerhalb des Unternehmens ist als «pflichtwidrig> bzw. fahrlässig (Art. 12 Abs. 3
StGB) anzusehen, womit der Tatbestand von Art. 11a Abs. 1 / Anhang 23 Ukraine-Ver-
ordnung auch subjektIv erfüllt ist.

Strafzumessunq

15 Vorab ISt zu prüfen, ob innerhalbeinzelne oder mehrere Personen erulert
werden können, welchen im vorliegenden Fall das strafbare Verhalten zugerechnet wer-

jwer für das vorgeworfene Ver.den kann.
halten vr ationen bekanntgeben könne

keines strafrechtlich re-da sich
levanten Verhaltens bewusst seien.

16 Gestutzt auf dIe vorgenannten Ausführungenkann dIe Strafbarkeit einzel-
ner Personen innerhalb des Unternehmens nicht nachgewiesen werden. Um ergänzende
und möglicherweise genügende Informationen zu erhalten, wären zusätzliche Untersu-
chungsmassnahmen nötig (etwa die Einvernahmen von in Frage kommenden Täteännen
und Täter und allfälliger Zeuginnen und Zeugen). Da das SECO eine Busse von maximal
CHF 5'000 in Erwägung zieht (vgl. unten <Strafzumessung»), erweisen sich derartige wei-
tere Untersuchungsmassnahmen als unverträltnismässig. Deshalb nimmt das SECO von
der Verfolgung der konkret verantwortlichen, natürlichen Personen Umgang und aufedegt
an ihrer Stelle der juristischen PersonBe Busse (Art. 7 Abs. 1 VStrR).

17. Der Warenwert der sanktionieRen Ware beträgt Euro 19'612.80. Die Ware wurden nicht
nach Russland geliefert, womit sich die beabsichtigte Sanktionswirkung verwirklicht hat.
Das objektive Tatunrecht ist demnach im tiefen Bereich. Das Nichterkennen der Auf-
nahme der Ware in den Anhang 23 der Ukraine-Verordnung ist als eine leichte Fahrläs-
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sigkeit zu werten. Das subjektive Tatunrecht erscheint klein, Die eingereichten Unterlagen
und die Ausführungenn llassen den grundsätzlichen Willen für einen verant-
wortungsvollen und sorgfältigen Umgang mit einzuhaltenden Sanktionen erkennen, was
strafmindernd berücksichtigt wird. Insgesamt ist das Verschulden W–""'Ils leicht
zu bewerten.

18. Als Strafe ist für eine fahrlässige Begehung eine Busse bis CHF I00'000 vorgesehen (Art.
9 Abs. 3 EmbG). Vorliegend ist die Busse im untersten Bereich des Strafrahmens anzusie-
deIn. In Würdigung der Schwere der Widertlandlung und des Verschuldens (Art. 8 VStR)
erachtet das SECO eine Busse in der Höhe von 2’800 Franken als angemessen.

IV. Verfahrenskosten

19. Die Kosten des vorliegenden Verwaltungsstrafverfahrens werden festgesetzt auf eine
Spruchgebühr von CHF 900.- sowie einer Schreibgebühr von CHF 60.- (Art. 94 Abs. 1
VStR /Art. 6a f. bzw. 42 der Verordnung über Kosten und Entschädigungen im Vorwal-
tungsstrafverfahr8n, SR 313.32). Der Totalbetrag der Verfahrenskosten von CHF 960.-
WIrd aufedegt, da sie verurteilt WIrd (Art 95 Abs 1 VStR)

Aufgrund dIeser Erwägungen hat

das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO)

erkannt:

ine-Verordnung schuldig erklärt.
4rd der Verletzung von Art. 11a Ukra-

zu einer Busse von2

Der vorliegende Strafbescheid wird

mmMw1MMw1M1

CHF 2’800.- verurteilt

3. Die Verfahrenskosten von CHF 960.-, bestehend aus einer Spruchgebühr von CHF
900.- und einer Schreibgebühr von CHF 60.-, werdenB–Mezahlung auf-

legte

4.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen den Straftnscheid kann der/die Betroffene InneR 30 Tagen seit der Eröffnung EIn-
sprache erheben. Die Einsprache ist schriftlich beim Rechtsdienst des SECO (Staatssekreta-
riat für Wirtschaft SECO, Ressort Recht. Holzikofenweg 36, 3003 Bern) einzureichen. Die
Einsprache hat einen bestimmten Antrag zu enthalten und die zur Begründung dienenden
Tatsachen anzugeben; die Beweismittel sollen bezeichnet und, soweit möglich, beigelegt
werden (Art. 67 und 68 VStrR).
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Der Einsprecher kann beantragen, die Einsprache sei direkt als Begehren um Beurteilung
durch das zuständige Strafgericht zu behandeln (Art. 71 VStrR).

Wird inneR der gesetzlichen Frist nicht Einsprache erhoben, so steht der Strafbescheid einem
rechtskräftigen Urteil gleich (Art. 67 Abs. 2 VStrR). Der Gesamtbetrag von CHF 3'760.- ist
alsdann Innert weiteren 5 Tagen auf das Konto
Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) zu über=

des
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